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Beschluß des Bundestages:

Abrüstung oder Atomwaffen!
Dramatischer Ausgang der viertägigen außenpolitischen Bundestagsdebatte

Bonn (ap/dpa). Zum Abschluß der viertägigen drama
tischen Redeschlacht um die künftige Außen- und Wehr
politik der Bundesrepublik hat die Koalitionsmehrheit 
des Bundestages in der Nacht zum Mittwoch der Regie
rung die Vollmacht erteilt, die Bundeswehr m it modern
sten (atomaren) W affen auszurüsten, falls die inter
nationalen Abrüstungsgespräche nicht innerhalb der 
nächsten zwei Jahre zu einem befriedigenden Ergebnis 
führen.

In der fast elfstündigen 
Abschlußdebatte legten noch 
einmal acht Sprecher der- 
Bundesregierung und der 
Regierungsparteien sowie 
neun Sprecher der Oppo
sition die Argumente beider 
Seiten dar.

Drei Regierungsmitglieder 
—  Bundeskanzler Adenauer, 
Außenminister von Bren
tano und Verteidigungs
minister Strauß —  bekann
ten sich noch einmal nach
drücklich zur NATO -Politik , 
die mit allen Konsequenzen 
weitergeführt werden müsse, 
um die Sicherheit der 
Bundesrepublik zu gewähr
leisten. Dies schließe auch 
die Bereitschaft zur atoma
ren Ausrüstung der Bundes
wehr ein. Nur wenn die 
Sicherheit der Bundesrepu
blik gefestigt sei, bestehe 
Aussicht, die W iederver
einigung in Frieden und 
Freiheit zu erreichen.

Diese Ansicht wurde in 
der Debatte von den A b 
geordneten Gerstenmaier, 
Martin, Frau Rehling, K ie- 
singer (a lle  CD U ) und 
Schneider (D P ) unterstützt. 
Sie betonten, daß die ato
mare Ausrüstung der Bun
deswehr der Abschreckung 
dienen soll, um einen K rieg  
zu verhindern. Die von 
ihnen herbeigewünschte Ent
spannung und Abrüstung 
würden nach ihrer Ansicht 
nicht auf dem W ege über 
den von der Opposition be
fürworteten Rapacki - Plan 
zur Schaffung einer atom
freien Zone in Mitteleuropa 
erreicht.

Den Argumenten der Re
gierung und der Koalition 
setzten die Sprecher der 
Opposition noch einmal ihre 
schon in den Vortagen ge
äußerte Warnung entgegen, 
daß eine atomare Aus
rüstung der Bundeswehr ein

Schritt zur Verew igung der 
Teilung Deutschlands wäre.

Für die SPD legten die 
Abgeordneten Heinemann, 
Ollenhauer, Erler, Bechert, 
Frau Herklotz und Carlo 
Schmid dar, daß nach ihrer 
Ansicht die W iedervereini
gung Deutschlands nur er
reicht werden könne, wenn 
es gelingt, die Großmächte 
in der mitteleuropäischen 
Spannungszone auseinander
zurücken. Aus diesem Grun
de setzten sie sich dafür ein, 
den Rapacki-Plan als ■ Aus
gangspunkt für Verhand
lungen zu nehmen. Gegen 
die Drohung m it Atom 
waffen und ihre mögliche 
Verwendung führten sie 
völkerrechtliche, ethische 
und wissenschaftliche A rgu 
mente ins Feld.

Die Abgeordneten Mende, 
Achenbach und Bücher 
(F D P ) vertraten den Wunsch 
ihrer Partei nach Verhand
lungen der v ier Großmächte 
über einen deutschen F rie 
densvertrag. Nach ihrer 
Ansicht sprechen nicht nur 
politische, sondern auch 
militärische Gründe gegen 
eine atomare Ausrüstung 
der Bundeswehr.
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Die größere Angst
K .W .B . Vorigen  Sonntag 

wünschten w ir  .hier, die außen
politische Debatte des Bundes
tages möchte d ie so dringend 
notwendige K larheit fü r  unsere 
politischen Entscheidungen er
bringen. W ie  immer man diese, 
dre itägige Riesenschlacht be
werten mag, der w ir  a lle  m it 
Empfindungen sehr zwiespäl
t ige r  A rt  beigewohnt haben: 
K larheit hat der w ohl größte 
Meinungskampf des deutschen

Nachkriegsparlamentarismus 
erbracht. K larheit darüber, daß 
die Bundesrepublik m it dem 
Recht, zur Schutzgemeinschaft 
der fre ien  W e lt zu gehören, 
auch die dazugehörigen P flich
ten w ird  übernehmen müssen. 
Das Ja zu einer möglichen ato
maren Bewaffnung der Bundes
wehr ist, obwohl diese Ent
scheidung faktisch noch nicht 
verlangt is t und auch erst zu 
einer F r is t  nach Jahren T a t
sache werden kann, ohne W in - 
kelzüge und ohne Entschuldi
gung nicht nur vom  Regierungs
chef und seinen Ministern, son
dern auch von einer ganzen 
Serie von Sprechern der R eg ie 
rungspartei ausgesprochen und 
begründet worden. D ie A rgu 
mente, m it denen diese Pflicht 
m it Leidenschaft und L og ik  
vorgetragen worden sind, hat
ten deshalb so schweres Ge
wicht, w e il sie durchweg einer 
unpopulären Sache das W ort 
reden mußten.

*

Natürlich ist es ein unange
nehmes Geschäft, dem Volke 
sagen zu müssen, es habe ver
mutlich in  den kommenden 
Jahren damit zu rechnen, daß 
auch seine Soldaten m it ein igen 
dieser W affen  ausgerüstet w er
den müssen. Im  vorhinein ha
ben diejenigen auf den breiten 
B eifa ll des Volkes rechnen dür
fen, die gegen eine solche Zu
mutung einfach ih r protestie
rendes N ein  setzen. Insofern 
käm pfte die Opposition, die sich 
vereinfachend auf die a llge
meine, menschliche Abneigung 
gegen das Gefährliche und das* 
Gefährdende verließ und stützte, 
frag los auf der psychologisch 
günstigeren Plattform . Aber es 
g in g  in  dieser Debatte und geht 
von nun an auch in  der öffent
lichen Diskussion um w eit Ern

steres als um solche prim itiven 
Gegensätzlichkeiten. Der ganze 
Bundestag, einschließlich der 
Befürworter einer späteren ato
maren Ausrüstung der Bundes
wehr, erwies sich als eine ein
heitliche Phalanx gegen die 
Schrecken des Atom krieges und 
gegen  die Anwendung jeglicher 
Atomwaffen. Le id er mußten die 
auf schwieriger Ebene kämpfen
den Regierungsvertreter ihren 
h itzigen Kontrahenten aus der 
Opposition immer w ieder zu 
Bewußtsein bringen, daß in 
ihrem  Verständnis fü r die M o
dernisierung des westlichen 
Schutzes das Gegenteil einer 
Vorliebe fü r die Anwendung 
solcher Kam pfm ittel beschlos
sen liege.

Wenn über W affen gesprochen 
w ird  —  und dies ist in diesen 
drei Tagen w eit über Gebühr 
geschehen — , dann drängt sich 
leicht die Meinung auf, daß die, 
die fü r sie sprechen, die Bösen, 
und die, d ie gegen  sie reden, 
die Guten seien. N ie  w äre eine 
derartige Vereinfachung des 
Eindrucks gefährlicher als heu
te ; denn wenn jemals m it O f
fenheit und Redlichkeit sich 
kriegsunw illige Po litik er hier 
fü r  den Gebrauch von m ilitä
rischen Schutzmitteln eingesetzt 
haben, dann ist es in  diesen 
Tagen  der Leidenschaft gesche
hen. D ie P o litik  der Sicherheit, 
die aus dem L a ge r  der R eg ie 
rung m it so vehementer Über
zeugung betrieben w ird , dient 
im  Grunde der Aufgabe, die 
Angst zu beseitigen. Das ist 
ebenso notwendig w ie schwie
r ig , w e il die Angst über dem 
ganzen Debakel unserer natio
nalen und menschlichen Situa
tion nicht nur lauert, sondern 
durch einen Schwarm von Ge
fühlen, gew ollt und unge
wünscht, in  letzter Zeit immer 
mehr beflügelt w ird.

Dem H örer dieser großen 
Auseinandersetzung von Bonn 
prägte sich das beklemmende 
Gefühl auf, daß er nur noch 
zwischen zwei Ängsten in  die
ser Zeit zu wählen habe; der 
Angst vor dem Bolschewismus 
oder der Angst vor der Atom 
bombe. Es ist klar, daß die 
Atombombe m it ihren nicht vo ll 
ausdenkbaren Unwägbarkeiten 
die Herzen und die Gefühle der 
Menschen tie fer trifft  und tre f
fen  muß, als solches politisches 
Phänomen, w ie  es die Macht

der Sowjetunion und ihre mehr 
oder w en iger erkennbaren po li
tisch-militärischen Absichten 
sind. Das spielt in der Aktion 
an, die heute unter der so simp
len Paro le  „K am pf dem Atom 
tod“ in  Frankfurt aus sozial
demokratischer In itia tive  g e 
startet w ird . Es findet seinen 
Ausdruck in  so manchen B e
kundungen moralischer, re lig i
öser oder rein menschlicher 
Herkunft. A ll dies richtet sich 
gegen  das Grausige, das Fürch
terliche, das Böse der A tom 
w affe an sich. W er stünde nicht 
zu solcher Bewegung und zu 
solcher Gesinnung? Man muß 
sich erinnern, daß vor Jahren 
die sowjetische Unterschriften
sammlung fü r die „Ächtung der 
Atom bom be“ , als die sow jeti
sche Produktion noch nicht so
w eit war, nicht nur die sow je
tische Bevölkerung, sondern 
auch die gesamte Einwohner
schaft der kommunistisch reg ier
ten Staaten mühelos auf eine 
Unterschriftenliste von vielen 
M illionen setzte. W enn man 
dazuhält, was inzwischen hinter 
dem Eisernen Vorhang gesche
hen ist und geschieht, dann 
w ird  man verstehen, was es für 
ein absurdes Spiel m it dem Ge
fühl sein muß, in  der freien 
W e lt  aus Abstimmungen öder 
Bewegungen „gegen  den A tom 
tod“ politisches Kapita l zu 
schlagen; D ie sowjetische D i
plomatie unterstützt solche M o
b ilisierung der menschlichen 
Empfindungen.

*

D ie A lternative: Angst vor 
Moskau oder Angst vor der 
Atombombe, bricht nämlich in 
sich zusammen, wenn man w irk 
lichkeitsgetreu zu erkennen ver
m ag: die Sowjetunion konzen
triert beide Ängste auf sich. 
Sie hat die Atombombe, die 
Raketen und alle nuklearen 
Waffen, und sie hat dazu den 
Plan, w eiter in die westliche 
W e lt  vorzurücken und sie zu 
beherrschen. Der Verzicht auf 
die Verteid igung gegen einen 
möglichen A ngriff, den w ir  aus
sprechen könnten, bewahrt uns 
weder vor der Bombe, noch gibt 
er uns Sicherheit, Unser freies 
Leben  zu führen.

W ir  haben erlebt, w ie  die 
Macht, die uns und Europa ge
winnen w ill, in diese so ent
scheidende Bonner Debatte bis 
zur letzten Stunde noch einzu
greifen  bemüht war.



D u l l e s : D e r  P r e is  is t s e h r  h o c h
Sowjets wollen vier Mächte von Deutsehland-Frage entbinden

W ashington (ap). D ie Verein igten Staaten betrachten die 
jüngst© sowjetische Note zur Gipfelkonferenz nicht als das 
letzte W ort des Krem ls. D iese Feststellung verknüpfte der 
amerikanische Außenminister am Dienstag m it den W orten, 
daß der bisher von den Sowjets geforderte Pre is außer
ordentlich hoch sei. So z, B. sei eine der Preisforderungen das 
Ende der gemeinsamen Verantwortlichkeit der v ie r ehemaligen 
Besatzungsmächte fü r die W iederverein igung Deutschlands. 
Dulles sagte, er nehme an, daß der K rem l zu weiteren Ver
handlungen bereit sei. D ie  Vorbereitung der Konferenz auf 
höchster Ebene biete Baum fü r ein berechtigtes Gehen und 
Nehmen.

M it drastischen W orten  er
klärte der US-Außenminister, 
eine Annahme der sowjetischen 
Vorschläge zur Tagesordnung 
würde bedeuten, daß die V er
ein igten Staaten auf einer Gip
felkonferenz „bis aufs Hemd 
ausgezogen“ würden. Moskau 
versuche m it seinen Forderun
gen, die Westmächte zur An
erkennung der Rechtm äßigkeit 
der Sow jetzönen-Regierung zu 
zwingen. Damit solle sich der 
W esten m it der Teilung 
Deutschlands abfinden. Dulles 
betonte erneut die amerika
nische Auffassung, daß eine 
künftige Gipfelkonferenz an 
das Genfer V ierertreffen  und 
die dort getroffenen Abmachun
gen über Deutschland anknüp
fen müsse. E r  versicherte, daß 
er m it seiner Stellungnahme zu 
den sowjetischen Vorschlägen 
nicht andeuten wolle, er zw e ifle  
an dem Zustandekommen einer 
Gipfelkonferenz. D ie USA seien 
bei annehmbaren Bedingungen 
weiterhin zu einem Treffen  
bereit.

Dam it beantwortete der 
Außenminister zunächst münd
lich die neue sowjetische N ote 
än W ashington auf die in den

„In  drei Monaten 
oder gar n icht"

Moskau (dpa). D er sow je
tische Parteisekretär Chrus- 
tschow hat erneut verlangt, 
daß die geplanten Verhandlun
gen der Regierungschefs in  den 
nächsten drei Monaten zu
stande kommt. Falls die K on 
ferenz bis dahin nicht statt
finden würde, könnt'e sie nach 
Ansicht Chrustschows über
haupt nicht mehr zustande 
kommen.

westlichen Hauptstädten a llge
mein negativ reag iert wurde.- 
Von offizieller Seite der US- 
Hauptstadt wurde die Ansicht 
vertreten, die Sowjetunion w olle  
eins G ipfelkonferenz offensicht
lich zu einem „Propaganda
zirkus“ machen.

D T . Daß der Bundeswirt
schaftsminister zu Besuch in 
den Vereinigten Staaten w eilt, 
w ird  auch dahin ausgelegt w er
den, daß die augenblickliche be
w ölkte konjunkturelle Situation 
es fü r die Amerikaner reizvoll 
erschienen ließ, die Meinung 
Erhards zu hören, bevor man 
etwa die massiven M ittel gegen 
die „Rezession“ zum Einsatz 
bringt, über die heute soviel 
gesprochen w ird . Aber diese 
R eise sollte schon vor einem 
Jahr stattfinden, als sich die 
Verein igten Staaten noch auf 
dem Höhepunkt der Konjunktur 
befanden. Erhard mußte damals 
abblasen und holt die Reise 
heute lediglich nach. Zweifellos 
bedarf es auch heute nicht mphr 
einer solchen Reise über den 
Atlantik, um sich über die K on 
junkturpolitik zu verständigen. 
D ie Verein igten Staaten und 
Europa sind wirtschaftlich und 
institutioneil so miteinander 
verbunden, daß eine laufende 
Konsultation selbstverständlich 
ist.

Darüber hinaus bleibt die per
sönliche Orientierung an Ort 
und Stelle, das persönliche Ge
spräch nützlich. D er Bundes- 
wirtschaftsm inister w ird  dazu 
in  Amerika —  w ie das R eise
programm erkennen läßt —  ge
nug Gelegenheit und A u f
geschlossenheit finden. Und

Berlin (dpa). D ie K in der im  
Bezirk L e ip z ig  sollen den dies
jährigen  K arfre ita g  im  „Zei
chen der Vorbereitung auf den 
fünften SED - Parte itag“ be
gehen. Das hat der Bezirksvor
sitzende der staatlich gelenkten 
K inder - Organisation „Ernst 
Thälmann“ nach einem Bericht 
des FDJ-ZentralOrgans „Junge 
W e lt“  auf der letzten Sitzung 
der Zentralleitung dieser Orga
nisation m itgeteilt. Am  K a r
fre itag  soll eine „Karaw ane“ 
von L e ip z ig  aus in v ier K re is
städte entsandt werden, um die 
M itg lieder der kommunistischen 
Kinderorganisation der Sow jet
zone „P ion iere“ dieser Kreise 
zusammenzurufen.

sicher w ird  er auch eigene Ge
danken zu vertreten wissen, die 
die Abhängigkeit Europas von 
den USA nahelegen. Erhard, der 
in  der Vergangenheit mehr als 
einmal gezeigt hat, daß er w irt
schaftliche Entwicklungen in 
tu itiv  vorausahnt, w ird  gew iß 
auch aus Am erika als der Opti
m ist zurückkommen, als der er 
uns bekannt ist. Gerade in  den 
letzten Wochen hat er sich an
gesichts der sich häufenden und 
o ft übertrieben negativ inter
pretierten W irtschaftsmeldun
gen aus den USA betont opti
mistisch über die w eitere Ent
wicklung unserer Konjunktur 
geäußert. Das war nicht nur 
Zweckoptimismus. Sowohl in 
den Verein igten Staaten . als 
auch in  Europa herrscht die zu
versichtliche Gewißheit, daß 
man m it den Konjunkturpro
blemen fe r tig  w ird. Diesseits 
und jenseits des Atlantiks ha
ben die Zentralbanken und die 
Regierungen eingegriffen, als 
die Hochkonjunktur auszuarten 
drohte. Ausartungen nach oben 
zu verhindern, ist die erste 
Voraussetzung dafür, daß es 
auch gelingt, tie fe Tä ler des 
Konjunkturablaufs zu verm ei
den. Das w ird  auch gelingen.

Erhard in den U SA

Demonstration 
am Karfreitag



E v a n g e lis c h e  B is c h ö fe  b e i  A d e n a u e r
Meinungsaustausch über Atomwaffen

Bonn (dpa). Während sich im 
Bundestag die große außen
politische Aussprache ihrem 
Ende näherte, hatte der Bun
deskanzler im  Palais Schaum
burg ein längeres Gespräch m it 
Vertretern des Rates der Evan
gelischen Kirche in Deutsch
land über Problem e der A tom 
bewaffnung. D ie Vertreter der 
evangelischen Kirche, darunter 
die Bischöfe Dibelius, L ilje , 
Herntrich, D. Kunst sowie P rä 
ses D. Beckmann, erläuterten 
die Beschlüsse des Zentralaus
schusses des ökumenischen 
Rates sowie des Exekutivaus
schusses der K irche fü r inter
nationale Angelegenheiten zur 
Atom frage, die allen Regierun
gen zugegangen sind. D ie B i
schöfe brachten die tie fe Ge
wissensfrage der evangelischen 
Christen in a ller W elt über die 
Kernwaffenversuche und die 
Herstellung von Atomwaffen 
m it der sich daraus ergeben
den Gefährdung der Mensch
heit zum Ausdruck.

D er Bundeskanzler erw iderte 
nach einer M itteilung des Bun
despresseamtes, daß auch er 
von der gleichen Sorge w ie die 
K irche erfü llt sei. E r halte es 
daher fü r die Hauptaufgabe 
der Bundesregierung, jeden 
möglichein Schritt zu einer 
allgemein kontrollierten A b 
rüstung zu unterstützen. Das 
vom Exekutivausschuß der 
K irche ausgearbeitete Fünf- 
Punkte - Program m  fü r eine 
stufenweise Entspannung der 
gegenwärtigen W eltlage finde 
deshalb seine vo lle Zustim
mung. Dabei sehe er es freilich 
als notwendig an, daß die bei
den ersten Forderungen, näm
lich eine Einstellung der K em - 
waffenexperimente und der 
Produktion von Kernwaffen, 
gleichzeitig verw irklicht w er
den, Es sei aber die Pflicht der 
Bundesregierung, fü r die F re i
heit und Sicherheit des Volkes 
Sorge zu tragen.

D ie Delegation des Eates 
der Evangelischen Kirche in 
Deutschland würdigte die 
schwere Gewissensentschei
dung, vor die bei den nuklea
ren W affen Bundesregierung,

Bundestag und V o lk  gestellt 
sind. D ie Delegation bat in 
diesem Zusammenhang nach
drücklich, nichts unversucht zu 
lassen, die Menschheit von der 
Sorge zu befreien, in der sie 
-heute lebt, und damit auch 
einen Beitrag zur W iederver
einigung Deutschlands zu lei
sten. D er Bundeskanzler er
klärte, daß auf dieses Z iel alle 
Bemühungen seiner Regierung 
gerichtet seien.

Delegation 
ohne Dolmetscher

Berlin (epd). Klrchensat L ic . 
K a r l Rose, der L e iter  des 
Kirchlich - Slawistischen Insti
tuts der Ostberliner Humboldt- 
Universität, der die in Moskau 
befindliche kirchliche Delega
tion als Dolmetscher begleiten 
sollte, wurde der bereits m it 
russischem Visum versehene 
Paß von den sowjetzonalen Be
hörden nicht ausgehänd'igt. D ie 
kirchliche Delegation mußte 
ihre Reise ohne eigenen Dol
metscher antreten.

N e u e r  P o s t e n  f ü r  S c h ir d e w a n
ArchiYleiter in Potsdam — Angriff gegen Opportunisten
Berlin  (dpa). Der vor kurzem 

aus dem Politbüro und dem 
Zentralkomitee der SED ausge
schlossene ehemalige Kaderchef 
K a rl Schirdewan soll nach einer 
M itteilung des 'Informations
büros W est zum L e ite r  der 
staatlichen Archiv-Verwaltung 
in der Sowjetzone ernannt w or
den sein. Der Staatssekretär 
im Innenministerium, H erbert 
Grünstein, soll den wegen
„Fraktionstätigkeit“  und „V er
stößen gegen das Parteistatut“ 
gemaßregelten Parteifunktionär 
am Wochenende in Potsdam  in 
sein neues Am t eingeführt ha
ben. D ie Stelle war seit Anfang 
des, Jahres vakant.

Der erste Sekretär der SED- 
Bezirksleitung Potsdam, K urt 
Seibt, hatte noch am Sonntag 
im  Parteiorgan „Neues Deutsch
land“ eine ideologische Abrech
nung m it der „opportunistischen 
Gruppe Schirdewan—W ollw eber 
und andere“ gefordert.

Zersetzungsmatcrial 
für Soldaten

Aus der Sowjetzone w ird  ton
nenweise M aterial zur Zerset
zung der Bundeswehr m it dem 
Ziel eingeschleust, das Vertrau
ensverhältnis zwischen den Sol
daten, den Vorgesetzten und 
der Staatsführung zu trüben, sie 
zur Fahnenflucht zu veranlassen 
und die N A T O  zu diskrim inie
ren. W ie  am Montag aus dem 
Verteidigungsm inisterium  ver
lautete, werden von bestimmten 
Stellen der Sowjetzone M il
lionenbeträge fü r dieses Mate
r ia l ausgegeben. D ie Zerset
zungsschriften — meist F lu g 

blätter oder Zeitschriften — 
gehen vielen Soldaten in ver
schlossenen Briefen  zu. Die 
Absender sind entweder ge
fälscht oder mißbraucht. O ft 
werden angebliche Verbände, 
ehemalige Offiziere oder Solda
ten, die nicht mehr bei der 
Truppe sind, Lotterieeiniiehmer, 
Versicherungen, Verlage oder 
Reisebüros alp Absender ge
nannt. Unter dem M aterial be
finden sich ebenso „Reklam e“- 
Anzeigen mit zersetzerischem 
Inhalt, w ie „Reiseprospekte“ , 
gefälschte Geldscheine,, „Schul
bücher“ , angebliche L ieder
bücher oder wissenschaftliche 
Schriften, Operatextbücher, „An
leitungen“ der Bundespost. zur 
Benutzung eines Postscheckkon
tos oder gefälschte Zeitungen 
aus der Bundesrepublik, die alle 
unauffällig auf gemacht sind.

Zeitschriften 
m it „Pin-up-Girls“

Bundeswehrsoldaten erhielten 
auch die in der Sowjetzone her
gestellte reißerisch aufgemachte 
Zeitschrift „D ie  Kaserne“. Sie 
wendet sich hauptsächlich an 
dienende und künftige Solda
ten, außerdem an die Angehö
rigen  und die Bevölkerung. In  
einer nicht ungeschickten A u f
machung, durchsetzt m it B il
dern attraktiver „Pin-up-Girls", 
g re ift  sie die Bundeswehr a ll
gemein, aber auch Offiziere, den 
Verteidigungsm inister und Bun
deskanzler Adenauer sowie die 
Bundesregierung an. Andere 
Zersetzungszeitschriften sind 
„D er Soldatenfreund“ und 
„Tabu“ .



1948: Im Jahr der Entscheidungen
• • • wurde der TAG gegründet — Die erste Nummer erschien vor 10 Jahren

W i3L  gewinnen. Abstand von den Jahren der Vorkriegs-, 
K riegs- und Nachkriegszeit. D ie Deutungen werden präziser, 

sachlicher, kritischer. D ie Tage vor 25 Jahren m it ihren bisher 
so umstrittenen Ereignissen rund um die „M achtergreifung“  
wurden re if für echte historische Darstellung. Der K r ie g  selbst 
erfährt allmählich über die Broschüren und Rechtfertigungs- 
bücher der Generale hinaus seine Beschreibung ohne vorder
gründige Tendenz. O bjektivität w ird  angestrebt. Der zeitliche 
Abstand ist heilsam. Was allerdings erst vor zehn Jahren 
geschah — ist das schon je tz t „ r e if“  fü r eine klärende, gü ltige 
und bleibende Untersuchung?

D ie F rage sollte besser zur 
Forderung werden: sich dieses 
Jahres 1948 zu erinnern, sich 
der Ereignisse vor genau zehn 
Jahren überhaupt w ieder be
wußt zu werden und dadurch zu 
erkennen, daß 1948 fraglos fü r 
uns das denkwürdigste Jahr der 
ersten Epoche nach dem Zu
sammenbruch gewesen ist.

Eine Zeitung in solcher Zeit 
zu gründen, sich also inmitten 
äußerlicher Unsicherheit zur 
täglichen Herausgabe von Nach
richten und Meinungen zu ent
schließen, mag ökonomisch ein 
W agnis sein, w ird  aber zur 
publizistischen Notwendigkeit. 
Diese w ar allein bestimmend, 
den T ag  vom 23. März 1948 an 
erscheinen zu lassen.

Den Herausgebern und R e
dakteuren w ar nicht lange Zeit 
zur Vorbereitung geblieben. A ls 
sie nach zweijährigem  Be
mühen, im  sowjetischen Zonen
bereich, eine journalistische T ä 
tigkeit nach demokratischen 
Presseprinzipien zu entfalten 
von den Sowjetoffizieren teils 
abgesetzt wurden, teils aus So
lidarität m it den gemaßregelfen 
Ko llegen  fre iw illig  eine durch 
Kontrolleure und Spitzel un
erträglich gewordene A rbeit in 
Ostberlin aufsagten, war das 
keine Kapitulation, sondern das 
Gegenteil. Es galt, die E rfah
rungen m it dem sowjetischen 
System künftig zu nutzen, die 
Erlebnisse und engen Verbin
dungen mit Hunderttaus enden 
von Lesern in Mitteldeutschland 
möglichst zu bewahren und von 
W estberlin  aus eine politische 
L in ie  lebendig zu erhalten, die 
bereits im Frühjahr 1948 als 
„gesamtdeutsche“  Aufgabe an
gesehen wurde. Denn wenn auch

die Spaltung des Landes und 
der Stadt noch nicht vollzogen 
war, so konnte diese gefährliche 
Tendenz längst nicht mehr 
übersehen werden.

D ie  Kenntnis von der Gefahr 
der journalistischen Abhängig
keit und die Verpflichtung nicht 
nur fü r eine Stadt, gaben dem 
aktuellen Zeitungstitel die er
läuternde Kennzeichnung: „U n
abhängige Zeitung fü r Deutsch
land.“  Schon die erste Nummer 
verzichtete bewußt auf jene trü
gerische Effekthascherei äußer
licher Gestaltung, die von Bou
levardblättern in den letzten 
Jahren m it w enig publizistischer 
Verantwortung, dafür aber m it 
um so bedenklicheren kaufmän
nischen Unbedenklichkeiten 
praktiziert w ird. Der TA G  ver
zichtete darauf, sich selbst an
zupreisen, tönende Program m e 
und hohle Versprechungen zu 
verkünden. Sofort packte er die 
w ichtigste politische Meldung 
und präsentierte sie seinen L e 
sern.

Es g ing damals um die „Zu
kunft des Kontrollrates“ , dieses 
Instrumentes der alliierten Zu
sammenarbeit in  der Verw al
tung und Gestaltung des ge
schlagenen Deutschland, das 
längst stumpf geworden war. 
Sowjetzone und Westzonen hat
ten sich verschiedenartig - ent
wickelt, politisch w ie w irt
schaftlich. Der große Irrtum  
der Roosevelt-Ära von Jalta und 
Teheran, m it den Sowjets echte 
demokratische Freundschaft 
auch nach dem K riege  halten 
zu können, war längst erwiesen, 
am schmerzlichsten wohl für 
die Amerikaner selbst. Jakob 
Kaiser, erfahren im  Umgang 
m it Sowjets und SED, schrieb

darüber als Herausgeber in  der 
ersten Nummer der Zeitung: 
„Es waren auch nicht nur in
teressenpolitische Gründe, an 
denen sich die vermeintliche 
E in igkeit der A lliierten  als F ik 
tion erwies. Es w ar die ideo
logische K lu ft. D er Irrtum  lag 
in der Annahme, die neue W e lt
macht der Sowjetunion würde 
als Repräsentant einer totali
tären Idee darauf verzichten, 
diese Idee auch in  den anderen 
Ländern durchzusetzen.“

Mahnende W o r te ,. die heute, 
genau zehn Jahre später, die 
g leiche Gültigkeit besitzen. Da
mals, 1948, mußte Kaiser, fest
stellen: „D ie W e lt lit t  drei
Jahre daran, daß man glaubte, 
durch Zureden, Abwarten, und 
Nachgeben die Starrheit einer 
D oktrin  auflockern zu. können.“  
Und heute? Müssen, heute nicht 
die gleichen W orte m it um so 
größerer B itterkeit w iederholt 
werden, angesichts der . gewis-. 
sen Ost-Experten in W est
deutschland, welche die gleiche 
Taktik  gegenüber Moskau ver
treten möchten, die nur mit 
M iß erfo lg  von den W estalliier
ten bis zum Jahr 1948 ange
wendet wurde? Es lohnt sich 
gelegentlich doch, in alten Zei
tungen zu lesen; denn was dort 
steht, ist nicht immer nur für 
einen flüchtigen T a g  geschrie
ben w ord en . . .

Sowjet-Marschall Sokolowski 
hatte am 20. März 1948 m it lau
tem  Krach den Äliierteri K on 
tro llrat im K leistpark verlas
sen. D er TA G  brachte das letzte 
B ild  der vier alliierten Soldaten 
m it ihren F laggen, die jew eils 
vor den Sitzungen gehißt * w or
den waren. Damit nahm die 
Zeitung gleich in ihrer ersten 
Nummer gewissermaßen A b 
schied von einer Institution, in . 
der sich immer noch die M ili
tärs gegenübersaßen, während 
die Deutschlandpolitik längst 
auf die direkte Regierungsbasis 
gezogen worden war.

Der Ärger der Sowjets über 
die Eingliederung der drei west
deutschen Zonen in das W ieder
aufbauprogramm des Märshall
planes, der am 3. April 1948 

‘ von Truman unterzeichnet wur- 
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de, machte sich in  der Boykot
tierung des Kontrollrates Luft. 
D er Marshallplan w ar der An
laß fü r versteifte sowjetische 
H altung im  Jahr 1948. Schon 
1947 war bekanntlich der Tsche
choslowakei untersagt Worden, 
das H ilfsangebot anzunehmen. 
Am  25. Februar 1948 erfolgte 
dann unter sowjetischer R eg ie 
der kommunistische Staats
streich in  Prag. D ie Sowjets 
begannen, unfähig fü r ein ähn
liches Aufbauprogramm in den 
Völkern ihres Machtbereichs, 
ihre vorgeschobenen m ilitä
rischen und politischen Posi
tionen in  Europa zu sichern

A ber der W esten w ar gewarnt 
und entschlossen. D ie  Berliner 
waren es nicht minder. Selten 
w ar die journalistische A rbeit 
notwendiger, verantwortungs
vo ller und wirkungsreicher als 
in den Tagen und Monaten un
m ittelbarer Gefährdung. D ie 
Attentatsabsicht gegen  Berlin 
w urde diabolisch zu realisieren 
versucht. W en ige Tage nach 
seinem Erscheinen, am 1. April, 
brachte der TAG' die Schlag
zeile: „K rise  des Ost-W est-Ver- 
kehrs.“  „Verschärfte Kontro l
len.“  „AbgeStoppte Züge.“  „P ro 
teste ohne E rfo lg .“  D ie sow je
tische Taktik  w ar jedem  genau
so klar, w ie ihr Ziel. D ie Insel
lage Berlins sollte ausgenützt, 
die W estalliierten so in Schwie
rigkeiten  gebracht werden, daß 
ihnen nur de f Rückzug bleiben 
würde. D ie Berliner selbst aber 
sollten durch Aushungern, R a 
dikalisierung und Panik re if 
fü r die Unterwerfung werden. 
Um nichts Geringeres g ing es 
doch damals. Der w irtschaft
lichen H ilfspolitik  Amerikas in 
Europa stand die alte russische 
P o litik  der Knute und Ausbeu
tung besetzter Länder gegen
über. D ieser Machtkampf, der 
nicht zuletzt ein ideologischer 
sein mußte (nach drei Jahren 
unmöglicher ideologischer K o 
existenz), konzentrierte sich in 
Berlin. D ie Stadt war, unge
w ollt, zum Mittelpunkt der gro
ßen Auseinandersetzung gew or
den.

Schon am Tage später erschien 
vorausschauend die Schlagzeile: 
„D ie  Luftbrücke nach Berlin .“ 
—  Der W esten nahm den Kam pf

durch eine Verschärfung der 
Demarkationslinien, durch' Iso 
lierung zur westlichen W elt. 
Demonstrative, erhöhte Gegen
sätze in den alliierten  Gremien 
waren nur die logische Folge. 
D ie  dunklen W olken zogen sich 
über Berlin  zusammen. Nach 
der gelungenen Aktion in P ra g  
sollte die alte deutsche Haupt
stadt „genommen“ werden. 
W äre das erschütternde Schick
sal an der Moldau nicht in W a 
shington, London und Paris er
kannt worden, hätte es dort 
nicht endlich einen W iderstands
w illen  bew irk t —  wer könnte 
sagen, ob Moskau seine A b 
sichten in B erlin  1948 nicht doch 
verw irklicht hätte.

auf fü r sein P rinzip  und fü r 
den freiheitlichen T e il der Stadt. 
Das R ingen begann, gefährlich, 
dramatisch und fast abenteuer
lich für die Beteiligten w ie fü r 
die- Beobachter jenseits der In 
sel auf dem westlichen Fest
land. In  der M itte des Jahres, 
am 20. Juni, wurde in  W est
deutschland m it dem Geldum
tausch die W ährungsreform  
durchgeführt. Es geschah die 
große Zäsur der Nachkriegszeit. 
W as die Sowjets fü r Gesamt
deutschland verhinderten, dem 
W iederaufbau überhaupt eine 
nötige Gundlage zu geben, sollte 
wenigstens in  den drei W est
zonen ermöglicht werden. Das 
w ar kein T a g  der Freude und 
Genugtuung, es war eine 
schmerzhafte, notwendige Ope
ration m it vielen Risiken, auch

V or dem Stadthaus kam es zu 
Demonstrationen, Störungsver
suchen und Terroraktionen so
genannter Betriebsdelegierter 
der SED. Stadtverordnete w ur
den verprügelt und mißhandelt. 
Louise Schroeder, auf die es der 
Mob abgesehen hatte, entging 
m it Mühe der Mißhandlung, 
ebenso Bürgermeister Friedens
burg, der vor tätlichen A n grif
fen  in  das Stadthaus zurück
weichen mußte. D ie Verlage
rung der Verwaltungszentrale 
aus dem Ostsektor in den Be
reich der Westsektoren war 
schließlich nur noch eine Frage 
der Zeit.

fü r Westdeutschland. Berlin 
w ar zunächst nur neuer Un
sicherheit ausgesetzt. D ie  So
w jets hatten sich darauf vor
bereitet; es w ar klar, daß sie 
die Situation nützen würden.

Drei Tage später w ar es so
w eit. Marschall Sokolowski er
klärte, auch für die Sowjetzone 
würde eine neue W ährung unter 
Einschluß von Größhetlin ge
schaffen,- die am 24. Juni be
ginnen solle. Auch Großberlin 

müsse vor einer Desorganisation 
des Geldwesens und vor dem 
Einströmep des wertlosen alten 
W estgeldes geschützt werden. 
In  der Nacht zum 23. Juni hat
ten die Sowjets die Durchfüh
rung der Ostzonenwährung auch 
fü r Großberlin angeordnet. Am  
M ittag  gaben die Amerikaner, 
B riten und Franzosen in Berlin 
einen Gegenbefehl und berieten 
über Maßnahmen, die neue 
westdeutsche W ährung auch in 
W estberlin  zu verwirklichen. 
Am  Nachm ittag kam es zur 
außerordentlichen Sitzung des 
Berliner Stadtparlaments. D ie 
Bürgerm eister des Ostsektörs 
wurden angewiesen, die sow je
tischen Anordnungen zu befol
gen; die Bürgerm eister der 
W estsektoren aber, die Anord
nungen ihrer Sektoren-Köni- 
mandanten auszuführen. Eine 
andere Lösung konnte der Ma
gistrat in dieser Situation nicht 
finden. Das bedeutete aber den 
Bruch der einheitlichen Verw al
tung der Stadt. A ls Amtieren
der Oberbürgermeister gab 
Louise Schroeder Erklärungen 
Vor dem Stadtparlament im  Nä- 

.m en des Senats. E ine entschei
dende Stunde für Berlin.

A u f sowjetische Anordnung 
setzte am 24. Juni die Blockade 
Berlins ein m it allen Konse
quenzen. Der Bahnverkehr 
wurde eingestellt, die Lehens
m ittellieferungen einschließlich 
der Milch an die Westsektören 
verboten. D er USA-Stadtkom- 
mandant Oberst H ow ley gab 
fü r Kranke und K inder Trok- 
kenmilch aus alliierten Bestän
den fre i. Zwei Tage  später 
donnerten die Transportmaschi
nen der Luftbrücke über die 
Dächer Tempelhofs. Und damit 
begann das große Unternehmen, 
das den Sowjets eine Lehre er
teilte.

So begann das Ringen um Berlin

Was nie vergessen werden darf



D E R  B R IT IS C H E  V E R TE ID IG U N G S M IN IS TE R  Dimcan Sandys hatte in Bonn 
mehrtägige Besprechungen m it Bundesverteidigungsminister Franz-Josef Strauß. 
Politische Beobachter sind' der Ansicht, daß bei den Gesprächen der britische Wunsch 
geäußert wurde, enger m it dem Rüstungsdreieck Bonn—-Rom—Paris zusammenzu

arbeiten.

Herzlich w illk o m m e n . . .
D T . Unter diesem Motto be

grüßte die Ostpresse eine unga
rische Partei- und Regierungs
delegation in Ostberiin. Jene, 
die in den Novembertagen 1956 
m it Sow jethilfe die T räger des 
Freiheitskampfes brutal nie- 
dermachten, wagen sich also aus 
Budapest hervor bis in  die 
äußersten Punkte des roten 
Machtbereiches. E in kläglicher 
Versuch, sich wenigstens im  
Ostblock eine gewisse Geltung 
zu verschaffen. Ungarns K P -  
Chef Janos Kadar ist zwar 
nicht mitgekommen, aber sein 
M inisterpräsident Ferene Mün- 
nich w ird  ihn angemessen ver
treten. Immerhin: E in kurzer, 
fast nervöser Empfang auf dem 
Schlesischen Bahnhof m it auf
fallend starken Volkspolizei
sicherungen deutete darauf hin, 
daß selbst Pankow den Besuch 
nicht ganz sorglos hat anrücken 
sehen. Und außerdem kann m it 
diesen, Repräsentanten eines R e 
gimes, das w ie  kein anderes im 
Ostblock von Schuld belastet 
ist, nicht vie l Staat gemacht 
werden.

Das „herzlich W illkom men“ 
klingt also dünn und zaghaft.

W enn Kadars Trabanten und 
Schergen je tz t m it Ulbricht für 
die sogenannte deutsche K on 
föderation und fü r den Ra- 
paeki-Plan eintreten, so ist das 
eine Unterstützung m it gegen
te ilig er  W irkung; wenn w eiter
hin m it diesem Besuch eine 
„proletarische Solidarität“ der 
sowjetzonalen und ungarischen 
„Bruderparteien“ demonstriert 
w ird , so ist das nur aufschluß
reich fü r das tatsächliche B lut
b ild  der SED, D ie Angelegen
heit ist peinlich. Und das kann 
auch nicht weggew ischt werden 
durch die W iederholung der 
alten Lü ge  von der faschisti
schen Konterrevolution, die sich 
angeblich gegen das ungarische 
V o lk  gerichtet habe und des
halb zu Recht von den Volks
freunden Kadar, Münnich und 
ihren sowjetischen Genossen 
niedergeschlagen worden sei.

W o  die Kadar-Leute heute 
auftreten, w ird  die ganze Grau
samkeit ihrer Tätigkeit, die 
ganze von ihnen bew irk te T ra 
g ik  des ungarischen Volkes 
w ieder lebendig. Im  eigenen 
Interesse und in  dem ihrer Ost

blockgesinnungsgenossen sollten 
sie sich lieber versteckt halten.; 
W o  immer sie auftreten, werden 
sie Abneigung spüren und Haß. 
Am  Schlesischen Bahnhof hörte 
man nur vereinzelt Hochrufe 
bestellter Schreier oder Super
funktionäre.

H inzu kommt, daß die Ungarn 
m it dem Wunsch nach einem 
umfangreichen Handelsabkom
men erscheinen. H in ter diesem 
Besuch steht nicht eine freund
liche Einladung Pankows, son
dern die Anordnung Moskaus, 
den Ungarn zu helfen. Bezeich
nend ist, daß die gesamte Ost
presse einheitlich in  ihren B e 
grüßungsartikeln den roten Be
suchern sozusagen unter die 
Nase reiben mußte, w ie  sehr 
man ihnen bereits geholfen  
habe, w iev ie l Geld ausgegeben, 
w ievie l W are geschickt worden 
sei, um sie zu stützen und zu 
unterstützen. M it weiteren g rö 
ßeren Zuwendungen werden also 
die B lutsbrüder aus Budapest 
nicht rechnen können; sie w er
den m it der Zusicherung ideo
logischer Verbundenheit vorlieb
nehmen müssen. Und w ieder 
nach Hause fahren als Gebrand
markte, die sie sind und immer 
bleiben werden.



B IL D E R  D E R  WOCHE. Oben: Reges Interesse spiegelt sich in den Gesichtern der 

vorwiegend jugendlichen Zuhörern wider, die auf der überfüllten Tribüne des Bundes

hauses den Worten der Redner während der großen außenpolitischen Debatte 

lauschten. — Unten: Die beiden Großen Anfragen wurden von Dr. Gradl (CDU, 

links) und Dr. Mende (F D P ) begründet.


